
 
 
Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und mög-
licher Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche Verhand-
lungen des Verwaltungsgerichts Aachen, die im Monat Oktober 2026 vorgesehen 
sind. 
 
Pressevertreter werden gebeten, sich bei einem Teilnahmewunsch vorher schriftlich 
mit der Pressestelle in Verbindung zu setzen (E-Mail: pressestelle@vg-
aachen.nrw.de). Auch sonstige An- bzw. Rückfragen zu einzelnen Terminen sind 
bitte schriftlich an pressestelle@vg-aachen.nrw.de zu richten. 
  
Die vorhandenen Plätze werden nach dem Prioritätsprinzip vergeben.  
 
 

12.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 9.30 Uhr 
Aktenzeichen: 1 K 3516/25  
N.N. ./. Land Nordrhein-Westfalen  
  
Der Kläger ist Beamter und wendet sich gegen die Rückforderung von zu viel gezahl-
ten Bezügen (Familienzuschlag der Stufe 1 wegen Unterhaltsverpflichtung nach 
Ehescheidung) für den Zeitraum vom 1. September 2022 bis zum 30. September 
2024 in Höhe von 3.804,52 Euro. Der Kläger hatte im September 2022 mitgeteilt, 
nicht mehr zum Unterhalt verpflichtet zu sein. Die Bezüge wurden im vorgenannten 
Zeitraum aufgrund fehlerhafter Bearbeitung dennoch weiter ausgezahlt.  
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12.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012 
Uhrzeit: 9.30 Uhr 
Aktenzeichen: 5 K 2842/25  
N.N. ./. Gemeinde Roetgen  
 
Der Kläger hat als Kandidat an der Kommunalwahl 2025 teilgenommen. Für seine 
Kandidatur als Bürgermeister der Gemeinde Roetgen hat er im Gemeindegebiet 
Wahlplakate aufgehängt. Diese waren nicht mit einem Impressum versehen. Die Be-
klagte hat den Kläger aufgefordert, die Plakate mit einem ordnungsgemäßen Impres-
sum nach dem Landespressegesetz zu versehen. Dem ist der Kläger nachgekom-
men, begehrt nunmehr jedoch die Feststellung, dass bei Wahlplakaten die Forderung 
nach einem Impressum unverhältnismäßig sei, da sich der Kandidat ja – insbesonde-
re bei Einzelkandidaten – unmittelbar aus dem Wahlplakat selbst ergebe. 
 

12.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 1 K 3657/25  
N.N. ./. Bundesrepublik Deutschland  
  

Die Klägerin war Bundesbeamtin und während ihrer Zeit als Beamtin auf Widerruf 
nach Hessen abgeordnet. Wegen ihres vorgeblichen Hauptwohnsitzes in Euskirchen 
begehrt sie für diese Zeit Trennungsgeld   

 

13.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012 
Uhrzeit: 11.00 Uhr 
Aktenzeichen: 7 K 170/26  
N.N. ./. Stadt Zülpich  
  
Gegenstand des Verfahrens ist ein Einspruch gegen die Wahl zur Vertretung der Be-
klagten (Kommunalwahl 2025). Der Kläger rügt Unregelmäßigkeiten bei der Wahl-
vorbereitung (Übergabe der Wahlunterlagen an den Wahlvorsteher) sowie bei der 
Ermittlung des Wahlergebnisses (Eintragungen in die Wahlniederschrift, Auszählung 
der Stimmen).  
 
14.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012 
Uhrzeit: 10.00 Uhr 
Aktenzeichen: 6 K 812/24  
N.N. ./. Land Nordrhein-Westfalen  
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Die Beklagte widerrief die waffenrechtliche Erlaubnis der Klägerin, weil diese auf ver-
schiedenen frei zugänglichen Plattformen selbstgedrehte Videos, Filme und Echt-
zeitdokumentationen der rechten Szene gezeigt und darüber hinaus sogar einen 
Versammlungsaufruf geteilt habe. Hiergegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Kla-
ge.  
 
19.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 9.15 Uhr 
Aktenzeichen: 1 K 3750/25  
N.N. ./. Land Nordrhein-Westfalen  
  

Die Klägerin ist Lehrerin an einer Grundschule und klagt gegen ihre zweijährige Ab-
ordnung an eine andere Schule. Laut Bezirksregierung ist die Abordnung notwendig, 
um den Schulfrieden zu sichern. 

 
19.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 10.00 Uhr 
Aktenzeichen: 1 K 1212/26  
N.N. ./. Land Nordrhein-Westfalen  
  
Der Kläger ist Polizeibeamter und wendet sich gegen seine Zurruhesetzung wegen 
Dienstunfähigkeit. Er ist seit August 2018 ununterbrochen Dienstunfähig erkrankt. 

 

19.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 10.45 Uhr 
Aktenzeichen: 1 K 3548/25  
N.N. ./. Bundesrepublik Deutschland  
  

Der im Jahre 1943 geborene Kläger war Reservist bei der Bundeswehr (letzter 
Dienstgrad: Oberfeldwebel der Reserve, letzte Dienstzeit: 01.12.1968 – 31.05.1973) 
und ist nach Überschreiten der Altersgrenze von 65 Jahren aus dem Dienst ausge-
schieden. Er möchte die Anhebung der Altersgrenze erreichen, um weiterhin als Re-
servist dienen zu können. 
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28.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 9.00 Uhr 
Aktenzeichen: 6 K 3486/25  
N.N. ./. Kreis Heinsberg  
  
Gegen die Klägerin wurde ein Zwangsgeld in Höhe von 250 Euro festgesetzt, weil sie 
der behördlichen Aufforderung, drei auf ihrem Grundstück gelagerte Altfahrzeuge zu 
entsorgen, nicht nachgekommen ist. Die Klägerin macht geltend, die Fahrzeuge ge-
hörten ihr nicht und es handle sich nicht um Abfälle, sondern um erhaltenswürdiges 
Kulturgut, weil die Fahrzeuge, bzw. ihre Karosserien auf dem Oldtimermarkt gehan-
delt und als Teilespender verwendet werden könnten. 

 

28.10.2026 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 
Uhrzeit: 10.00 Uhr 
Aktenzeichen: 6 K 1919/25  
N.N. ./. Kreis Heinsberg  
  

Der Kläger, ein Landwirt, der Obst und Gemüse anbaut, nutzt zur Bewässerung sei-
ner Felder mit der dafür erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis einen Grundwas-
ser-Brunnen. Als er 2025 eine Verlängerung seiner wasserrechtlichen Erlaubnis zur 
Entnahme von Grundwasser beantragte, wurde ihm diese erteilt, jedoch nur für eine 
deutlich geringere jährliche Fördermenge als beantragt. Zudem wurde die Erlaubnis, 
die ihm zuletzt 2014 für 10 Jahre erteilt wurde, auf fünf Jahre befristet. Mit der Klage 
begehrt der Kläger die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis ohne diese bei-
den Beschränkungen.  


